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Szenarien 
eines Machtwechsels

Das Schwerste in der Politik sind Macht-
und Politikwechsel. Erringung und Aus-
übung staatlicher Macht folgen unter-
schiedlichen Regeln. Sie sind auch un-
tereinander nur locker verknüpft: gro-
ßen Versprechungen vor dem Macht-
wechsel folgt häufig kein entsprechen-
der Politikwechsel. Sucht man den
Machtwechsel über Wahlen, sind die
„Mühen der Ebene“ in denen auch Re-
gierungen operieren, noch weit weg.

Wie schwer die Sache mit dem Macht-
wechsel ist, zeigt die Demoskopie. Die
Menschen sind mit dieser Regierung fer-
tig wie schon lange nicht mehr. In
großen, stabilen Mehrheiten wollen sie
einen Wechsel. Fragt man sie aber nach
dem „eigentlichen“ Angebot des Macht-
wechsels, einer rot-grünen Regierung,
zeigen sie Skepsis. Diese Diskrepanz ist
das Thema des Wahljahres.

Im folgenden Beitrag wird nicht er-
muntert, ermahnt, gar ermächtigt. In
nüchtern-analytischer Form werden We-
ge und Nebenwege zur Macht auf zwei
Szenarien reduziert. Natürlich folgt Poli-
tik nicht Modellen und Szenarien, aber
das Nachdenken über Politik läßt sich so
besser strukturieren. Nur für einen sol-
chen Sortierungsvorteil sind Szenarien
gut. In diesem Rahmen dann lassen sich
naheliegende Strategien besser identifi-
zieren und – spätestens da holt uns der
Wertungszwang wieder ein – auch stra-
tegische Empfehlungen formulieren.

Machtwechsel ist mehr als Regie-
rungswechsel. Er wird meist als bedeu-
tendere Veränderung in der Zusam-
mensetzung von Regierungen definiert.
Was aber ist mehr, was weniger bedeut-
sam? Man kann sich vielleicht in einer
Kanzlerdemokratie darauf einigen, daß
es bedeutsam ist, welche Partei den
Kanzler stellt. Wechselt die Partei, die
den Kanzler stellt, sprechen wir von
Machtwechsel.

lagen, sondern ausdrücklich auch an ei-
nen Regimewechsel in Bagdad band,
hat einen solchen Anreiz gerade nicht
gegeben. 

Ein Neuansatz westlicher Irakpolitik
wird eine Differenzierung und Dosie-
rung der Sanktionen beinhalten müssen.
Die von Kofi Annan vorgeschlagene Er-
höhung der Ölexporte, die dem Irak un-
ter dem „Oil-for-Food-Abkommen“ er-
laubt sind, geht in Richtung einer Dosie-
rung. Differenzierung würde bedeuten,
daß das Rüstungsembargo aufrechter-
halten bleibt, das wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Embargo aber abgebaut
wird. Die irakische Führung muß wis-
sen, daß sie, wenn sie kooperiert, die
meisten ihrer Souveränitätsrechte – aus-
genommen jene, die unter das Rü-
stungsembargo fallen – wiedergewin-
nen kann. Man wird davon ausgehen
müssen, daß Teile der irakischen politi-
schen Klasse, nicht nur Saddam Hus-
sein, interessiert bleiben, Waffen und
Rüstungsprogramme zu erwerben, die
dem Irak unter den Waffenstillstandsbe-
dingungen verboten sind. Dieses Inter-
esse rechtfertigt noch keine Strafmaß-
nahmen, es rechtfertigt und verlangt al-
lerdings internationalen Druck, um sei-
ne Umsetzung in Beschaffungsmaßnah-
men zu verhindern. 

Langzeitüberwachung und ständige
Verifikation bleiben deshalb gefordert.
Ein solches Überwachungsregime stellt
zweifellos eine schmerzhafte Einschrän-
kung irakischer Souveränität dar. Sie
schmerzt allerdings, wo sie schmerzen
soll, ohne die irakische Bevölkerung im
Ganzen zu treffen. Im übrigen kann un-
terstellt werden, daß es der irakischen
Regierung leichter fallen wird, solche
Einschränkungen zu akzeptieren, wenn
gleichzeitig wieder normale wirtschaftli-
che, politische und kulturelle Beziehun-
gen zur regionalen und internationalen
Umwelt möglich werden.2

Volker Perthes

2 Vgl. ausführlich Volker Perthes, Sechs Jahre
nach dem Golfkrieg: Das Scheitern der westli-
chen Irak-Politik, in: „Internationale Politik
und Gesellschaft“, 3/1997, S.246-261.
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denten als Symbole notwendigen „Wan-
dels“ interpretiert werden, und viele
Wähler, die für SPD oder FDP stimmten,
meinten gerade dies, aber die Wähler-
schaft insgesamt wurde von den Partei-
en nicht oder doch nicht eindeutig vor
die Alternative gestellt: Fortführung der
Großen Koalition oder Machtwechsel.
„Machtwechsel“ war das Etikett für die
neue Regierung nach der Wahl, sie muß-
te die mehrheitliche Akzeptanz für diese
Koalition erst nachträglich im Regie-
rungsprozeß herstellen.

Dreierlei gab es also BRD-historisch
auf Bundesebene noch nicht:

- das Auswechseln von Regierung
und Opposition (statt Partnerwechsel
bzw. Regierungsbeteiligung)

- den Regierungswechsel aufgrund
einer Bundestagswahl

- die Ablösung eines Regierungs-
bündnisses durch eine Opposition aus
mehreren Parteien.

Die dreifache Herausforderung be-
steht also im Regierungswechsel auf-
grund einer Wahl durch eine fragmen-
tierte Opposition, für die es bisher noch
keine Erfahrung und keine gesicherte
Strategie gibt.

Seit 1983 haben wir eine unvollständi-
ge Lagerbildung im Parteiensystem. Die
Union und die FDP sind unter Kanzler
Kohl fest aneinandergekettet. Die FDP
lebt vom begrenzten Konflikt mit der
CDU und inzwischen auch – zu knapp
zwei Dritteln – von deren Wählern. Seit
1983, als die Grünen in den Bundestag
einzogen, betonen die beiden bürgerli-
chen Parteien den gemeinsamen Ge-
gensatz zu „Rot-Grün“. Dabei ist „Rot-
Grün“ auf Bundesebene mehr eine Kon-
struktion des politischen Gegners als ei-
ne Realität. 

Von einer unvollständigen bzw. „hin-
kenden“ Lagerbildung ist zu sprechen,
weil die SPD bisher außerstande war, ei-
ne „Koalition“ in der Opposition bzw.
ein rot-grünes Bündnis in der Wahlkam-
pagne aufzubauen. Ein wichtiger Grund
dafür ist die innere Heterogenität der
Partei, die sich bei ihren Wählern zum
Beispiel darin ausdrückt, daß ein Teil die

Folgt man solchem anspruchsvolleren
Begriff, gab es bisher in der Bundesrepu-
blik zweimal einen Machtwechsel, 1969
und 1982. Noch nie kam es bei uns, was
in England normal ist, zu einen Aus-
tausch von Regierung und Opposition.
Das Muster der bisherigen Machtwech-
sel bestand darin, daß die Oppositions-
partei mit einer der beiden zuvor regie-
renden Parteien die neue Regierung bil-
dete und eine der vorherigen Regie-
rungsparteien in die Opposition mußte. 

1969 koalierte die zuvor oppositionelle
FDP mit der SPD, die bis dahin in der
großen Koalition mitregierte. 1982 trat
die Union an die Stelle der SPD als Re-
gierungspartner der FDP. Im ersten Falle
wurde die CDU/CSU, im zweiten Falle
die SPD in die Opposition geschickt. Bei-
de hatten zuvor den Kanzler gestellt.
Beide gingen in tiefem Groll auf die vom
Wechsel profitierende FDP. Diese
Machtwechsel fanden im Dreiparteien-
system statt, das es auf Bundesebene
von 1961 bis 1983 gab. Dabei war die
FDP das Zünglein an der Waage. Heute,
im Fünfparteiensystem, ist sie eine ne-
ben anderen Kleinparteien. Dadurch
sind auch die Fragen des Machtwech-
sels komplizierter geworden.

Von den zwei bisherigen Machtwech-
seln fand der von 1982 während der Le-
gislaturperiode statt, der von 1969 ge-
lang auf der Grundlage, nicht allerdings
aufgrund der Wahl. Wären Willy Brandt
und Walter Scheel 1969 der Mehrheit der
Bevölkerung und der Neigung der enge-
ren SPD-Führung gefolgt, die eine Fort-
setzung der Großen Koalition wollten,
oder hätten sie sich durch die nur knap-
pe Mehrheit beeindrucken lassen, wäre
es auch 1969 zu keinem Machtwechsel
gekommen.

Selbst dieser rückblickend manchmal
als geradlinig und „zwingend“ darge-
stellte Machtwechsel von 1969 war das
Ergebnis der mutigen Definition einer
nicht eindeutigen Situation, die gegen –
allerdings rasch erlahmenden – Wider-
stand nach der Wahl durchgesetzt wur-
de. Zwar konnten APO und die Wahl
Gustav Heinemanns zum Bundespräsi-
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Sie versuchen eine „Aufbruchstim-
mung“ für die Opposition zu schaffen.
Sie verringern ihre wechselseitige Kon-
kurrenz. Sie verfolgen, abgesprochen
oder unabgesprochen, eine Arbeitstei-
lung bei der Stimmenwerbung, um zu
vermeiden, daß sie sich wechselseitig
Stimmen abjagen. Sie wollen Stimmen
gemeinsam maximieren. Eine Gesamt-
strategie hieße nicht notwendig Polari-
sierung, eher bestände sie aus koopera-
tiven und kompetitiven Elementen, zu-
geschnitten auf Kandidaten, Themen,
Zielgruppen. Die Eindeutigkeit der „er-
sten Präferenz“ in der Koalitionsfrage ist
die Grundlage solcher konzertierten
Opposition.

Zu den Vorteilen im klassischen Szen-
ario gehört das koordinierte, arbeitsteili-
ge Handeln, das Reibungsverluste ver-
meidet. Es können Mobilisierungseffek-
te aus der Machtwechselperspektive
entstehen, bis hin zum spielerischen
Charakter eines Siegs der einen über die
andere Mannschaft. Damit ist auch ein
klares Gegnerbild verbunden.

Im paradoxen Szenario entsteht Re-
gierungswechsel als nicht-beabsichtig-
tes Ergebnis konflikthafter Mobilisie-
rung von Oppositionsparteien. Die Ko-
alitionsfrage wird offen gehalten, sofern
man über mehr als nur die eine Option
verfügt, zusammen mit der anderen Op-
positionspartei den Machtwechsel her-
beizuführen. Hier ist das sozialdemo-
kratische Diktum verallgemeinerungs-
fähig: „Es gibt keine Koalition in der
Opposition.“

Die Wahlkampfstrategie wird so an-
gelegt, daß jede Partei für sich ein Maxi-
mum an Stimmen gewinnt. Weil beide
Parteien mit ihren Stimmen nach der
Wahl Unterschiedliches anfangen kön-
nen, gibt es keine Gemeinsamkeit vor
der Wahl. Weil die größere Oppositions-
partei zu heterogen ist und zu viele Op-
tionen hat, fühlt sie sich gezwungen, al-
les offen zu halten. Strategisches Interes-
se, nicht Ideologie leitet sie.

Die größere Partei kann eine Strategie
der Polarisierung wählen, um der klei-
neren Oppositionspartei öffentliche Auf-

Große Koalition, ein anderer Rot-Grün
und eine inzwischen nur noch marginale
Minderheit eine sozialliberale Koalition
vorzieht.

1983 hoffte man noch, die Grünen ver-
hindern zu können. 1987 wollte Rau sie
kleinhalten mit dem völlig daneben ge-
gangenen Anspruch einer absoluten, ko-
alitionsfreien Mehrheit. 1990 zeigte der
damalige Kanzlerkandidat Lafontaine
erstmals eine Affinität zu den Grünen,
warb dabei auch gezielt um deren
Wähler, mit dem bekannten Effekt, daß
die Grünen für vier Jahre aus dem Bun-
destag flogen. 1994 schließlich steuerte
Scharping einen Schlingerkurs, der von
Großer Koalition über Rot-Grün bis zu
Sozialliberal und PDS-Tolerierung nichts
ausließ, vor allem aber die Botschaft ver-
breitete, sich nicht festzulegen.

Zwei Optionen

Ein Machtwechsel kann, unter dem Ge-
sichtspunkt der Zielorientierung, in zwei
Szenarien gedacht werden. In einem
klassischen Szenario, das dem conven-
tional wisdom folgt, und in einem para-
doxen Szenario, das auf das Unerwartete
setzt. Letzeres enthält mehr Risiken, für
eine heterogene Partei kann es aber
auch eine Option und zugleich eine Not-
lösung sein.

Das klassische Szenario unterstellt ei-
ne Opposition, die zielbewußt auf den
Machtwechsel hinarbeitet. Dies Szena-
rio gilt vor allem im Zweiparteiensy-
stem, in dem Machtwechsel mit dem
Sieg der Opposition identisch ist. Im
Vielparteiensystem läßt sich dieses Mu-
ster nachbilden, dann stehen sich zwei
Lager gegenüber. Der Machtwechsel
kann in diesem Rahmen als zwischen
zwei (oder mehr) Parteien abgestimmte
Mobilisierungsleistung zustande kom-
men. Beide Oppositionsparteien – um
diesen Fall weiter zu verfolgen – sind si-
cher, zusammen die neue, aus Wahlen
hervorgehende Regierung bilden zu
wollen. Sie stellen ihre Wahlkampfstra-
tegie darauf ab.
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Bündnis kann von Schröder als Spielma-
terial eingesetzt werden, um Wähler an-
zulocken, die mit der Union unzufrieden
sind, ohne damit etwa die Verbindlich-
keit der ersten Präferenz herzustellen.
Grünen-Wähler versucht Lafontaine
heute die Perspektive schmackhaft zu
machen, nur eine starke SPD könne die
Große Koalition verhindern, weil die
CDU unter einem sozialdemokratischen
Bundeskanzler nicht in die Regierung
wolle.

Die Grünen sind gebunden an die ein-
deutige, rot-grüne Koalitionspräferenz
von zeitweise mehr als vier Fünfteln ih-
rer Wählerschaft. Deshalb können sie
Nutzen ziehen aus einer Mobilisierung
für Rot-Grün. Am wirksamsten mit
ihrem auf die Unbestimmtheit der SPD
schon zugeschnittenen Slogan „Wer rot-
grün will, muß grün wählen“. Um das
Defizit nur einer Option, zumal gegenü-
ber einer sich in der Koalitionsfrage of-
fen haltenden SPD, abzuschwächen,
spricht man jetzt davon, daß es auf den
Politik-, nicht den Machtwechsel an-
komme oder lanciert den Slogan „Der
Wechsel ist grün“.

Schon der Machtwechsel von 1969
stand zwischen dem klassischen und
dem paradoxen Typ. Von einem geziel-
ten, gemeinsamen Versuch des Macht-
wechsels konnte jedenfalls nicht die Re-
de sein. Die FDP lavierte das Wahljahr
über zwischen CDU und SPD, verlor viele
alte Anhänger, ohne genügend neue zu
gewinnen, und kam knapp über die 5%-
Hürde. Dabei hatte sie es damals noch
leichter als die heute ähnlich gespaltene
SPD. Von deren Uneindeutigkeit in der
Koalitionsfrage profitieren heute in direk-
ter Wählerkonkurrenz die Grünen.

Daß es in der BRD auf Bundesebene
noch keinen Machtwechsel nach dem
klassischen Szenario gab, präjudiziert
nichts. Gerade dann kann es zu einem
Machtwechsel kommen, wenn ihn kei-
ner erwartet. Dies ist die Möglichkeit,
mit der uns das paradoxe Szenario ver-
traut macht.

Manchmal sieht es so aus, als bewege
sich die SPD im zielorientierten, klassi-

merksamkeit zu stehlen und sie dadurch
zu verkleinern. Dabei gerät sie aller-
dings in ein unaufhebbares Dilemma:
nähert sie sich der größeren Regierungs-
partei an, verliert sie an die kleinere Op-
positionspartei in ihrem Rücken. Kon-
zentriert sie sich auf die Konkurrenz in
der Opposition, verringert sie ihre At-
traktivität ür Wechselwähler von der an-
deren Großpartei. Das Gleiche ge-
schieht, wenn sie die Polarisierung zwi-
schen den Lagern forciert.

Doch auch beim paradoxen Szenario
gibt es Vorteile. So kann die Unzufrie-
denheit mit der Regierung sich eher aus-
drücken, ohne daß die Alternative für
besser gehalten werden muß (heute ein
sehr wichtiger Faktor). Ein anderer Vor-
teil liegt in der vergleichsweise schwa-
chen Mobilisierung der Oppositionspar-
teien: die Gegenmobilisierung der Re-
gierungsparteien, die von der intensiven
Gegnerschaft hochmobilisierter, ge-
schlossener Opposition profitieren könn-
te, kommt nicht richtig in Schwung. Dies
gilt vor allem, wenn strukturell ungleiche
Mobilisierungschancen bestehen. Auch
kann die für eine Oppositionspartei be-
hauptete Schwäche schwerer der Oppo-
sition insgesamt zugerechnet werden.

Die Akteure können allerdings zwi-
schen dem einen und dem anderen
Szenario nicht wirklich frei wählen. Das
liegt nicht am Status der Opposition,
sondern an der Struktur der SPD. Die
Heterogenität ihrer Wählerschaft und
die unterschiedlichen politischen Ten-
denzen auf allen Ebenen führen mit eini-
ger Plausibilität dazu, daß sie die Bünd-
nisfrage offenhält (was Andeutungen in
der einen oder anderen Richtung nicht
ausschließt).

Man fürchtet, die eine Teilgruppe zu
verprellen, wenn man sich eindeutig für
die Koalitionspräferenz der anderen
Teilgruppe ausspricht. Es bleibt eine
Schwäche, in der Koalitionsfrage zwei-
deutig bleiben zu müssen, aber sie läßt
sich mildern, wenn es gelingt, bei den
Anhängern beider Koalitionspräferen-
zen Hoffnungen zu erhalten. Ein Reden
über die Große Koalition als ehrenwertes
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Ordnungsleistungen kreisen, sowie die
in ihren Milieus höhere Bereitschaft zur
Wahlpartizipation.

Die SPD hat vergleichsweise schlech-
tere strukturelle Voraussetzungen für ei-
ne hohe Mobilisierung als Ergebnis po-
larisierter Konkurrenz. Zur Interessen-
heterogenität kommt bei ihr ein Wert-
konflikt zwischen Postmaterialismus
und Materialismus. Die Partizipations-
schwäche ihrer marginalisierten, sozial
und mental entfremdeten Milieus
schlägt sich überproportional nieder in
Parteien- und Wahlverdrossenheit. Ob
in diesem Bereich durch Polarisierung so
viel gewonnen werden kann, wie an an-
deren Stellen durch sie verloren geht, ist
eine offene, skeptische Frage.

Gerhard Schröder steht für eine Auf-
lockerungsstrategie, die man – wenn
man will – auch als Anpassungsstrategie
beschimpfen kann. Sie besteht in einer
Verringerung der ideologischen Distanz
zum Gegner und in einer Verlagerung
vom Ziel- zum Effizienzkonflikt. Man
will nicht alles anders, aber vieles besser
machen. Der Gang zur Mitte erschwert
die CDU-Chancen einer forcierten Ge-
genmobilisierung und öffnet die Partei
zu den Wechselwählern.

Solche Auflockerungsstrategie, die
die Lagerbildung unterlaufen will, ent-
spricht unter dem Wähleraspekt besser
dem SPD-Gesamtinteresse, wenn sich
parteiintern-arbeitsteilig ein Angebot
für die Stammwähler organisieren läßt,
und sie ist mit Grünen-Interessen kom-
patibel. Im Rahmen des paradoxen
Szenarios wahrt die SPD damit am be-
sten ihre Chancen sowohl für eine Große
Koalition wie für Rot-Grün.

Bei freier Entscheidung würde man
sich, wegen der Synergieeffekte, wohl
für das klassische Szenario eines
Machtwechsels entscheiden. Die Vor-
züge für einen überraschenden Macht-
wechsel im paradoxen Szenario können
nur zur Geltung kommen, wenn die
SPD eine Auflockerungsstrategie ver-
folgt, um das rot-grüne Lager auszu-
schöpfen und gleichzeitig in die Mitte
vorzustoßen.

schen Szenario. Aber es geht nur schein-
bar um den direkten Weg zum Macht-
wechsel. Tatsächlich will sie das Als-ob
eines „Wechsels“ nutzen, um ihre Mobi-
lisierungschancen zu verbessern. Die
symbolische Inszenierung des klassi-
schen Szenarios soll Mobilisierungsprä-
mien abwerfen, ohne Koalitionskosten
zu verursachen. Zugleich werden auf
diese Weise die Grünen instrumentali-
siert, deren Festlegung auf Rot-Grün die
Grundlage für die Machtwechsel-Rheto-
rik darstellt.

Beide sozialdemokratischen Kandi-
daten für die Kanzlerkandidatur, Lafon-
taine und Schröder, agieren im parado-
xen Szenario, aber mit unterschiedli-
chen Strategien. Lafontaine bevorzugt
eine Polarisierungsstrategie, die die
ideologische Distanz zum Gegner be-
tont. Damit ist er zwar 1990 gescheitert,
aber Neigung und Strategie fallen hier
zusammen.

Die Polarisierungsstrategie hat für die
SPD zu viele nicht gewollte Nebenwir-
kungen, als daß sie erfolgreich sein
könnte. Sie verpaßt die Wechselwähler
und Unentschiedenen, die sich eher in
kleinen als großen Schritten von ihrer al-
ten Position entfernen wollen. Sie ver-
schärft die Konkurrenz zu den Grünen,
die sich dagegen profilieren müssen.
Außerdem wirkt sie unglaubwürdig, weil
jedermann weiß, daß wir in einem Staat
der Großen Koalition leben, in dem vor
allem der Föderalismus die Kooperation
erzwingt, und daß wir nicht weit entfernt
sind auch von einer Regierung der Gro-
ßen Koalition. Sie entspricht mit ihrer Zu-
spitzung auch nicht der inneren, zwie-
spältigen Verfassung vieler Wähler, die
zum Wechsel nicht moralisch genötigt,
sondern sanft gezogen werden wollen.
Vor allem aber erleichtert eine Polarisie-
rungsstrategie die Gegenmobilisierung
der strukturell überlegenen CDU.

Sozialdemokratie und Union haben
unterschiedliche Interessen an einem
Lagerwahlkampf und damit auch an Po-
larisierung. Die CDU mobilisiert relativ
homogene Wählerinteressen, die um das
kapitalistische Gesamtinteresse und um
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germaßen überrascht über die Mobili-
sierungserfolge und die Welle der Unter-
stützung und Sympathie, die der Protest-
bewegung der Arbeitslosen aus den Me-
dien und der Bevölkerung entgegen-
schlug.

Es handelte sich keineswegs um den
ersten Versuch von Arbeitsloseninitiati-
ven und „-gewerkschaften“, ihre Anlie-
gen einer breiteren Öffentlichkeit zu
Gehör zu bringen. Allerdings stießen sie
bisher auf wenig Resonanz. Ihr größter
Mobilisierungserfolg, der Marsch der Ar-
beitslosen mit einer Abschlußkundge-
bung in Paris am 24. Mai 1994, an der
mehr als zehntausend Menschen teilnah-
men, blieb weitgehend auf Mitglieder
von Abeitsloseninitiativen und -vereini-
gungen sowie Unterstützer aus dem Ge-
werkschaftslager beschränkt; unorgani-
sierte Arbeitslose gewann man damals
kaum für die Straße.1 Und auch in der
Weihnachtszeit 1996 hatte es einige Be-
setzungsaktionen von Arbeitslosen in
Südfrankreich gegeben, die jedoch ein
schnelles Ende fanden und denen kaum
öffentliche Aufmerksamkeit zuteil wurde. 

Sozialwissenschaftler waren sich bis-
her weitgehend einig, daß die ressour-
censchwache, in ihrer Zusammenset-
zung instabile Bevölkerungsgruppe der
Arbeitslosen auf ihre Lage eher mit politi-
scher Apathie als mit Auflehnung reagie-
ren würde: psychische Destabilisierung
und Schamgefühle, soziale Marginalisie-
rung aufgrund von Arbeitslosigkeit, die
individualisierende Behandlung des Pro-
blems durch staatliche Wohlfahrtsbüro-
kratien, mangelndes Gruppenbewußt-
sein, die allenfalls schwach entwickelten
Strukturen der Interessenorganisation,
das heterogene soziale Profil der Arbeits-
losen und das Fehlen politischer Bünd-
nispartner – all diese Faktoren lassen ei-

Und scharf rechnen muß die SPD auch
bei der Strategiewahl, will sie sich er-
folgsorientiert verhalten. Vergessen wir
nicht, daß SPD und Grüne zusammen
gegenüber 1994 in der Größenordnung
von zweieinhalb Millionen bzw. 5% der
Stimmen dazugewinnen müssen, wenn
sie den Machtwechsel – erklärtermaßen
ohne die PDS – zustande bringen wollen.
Das aber ist eine Zuwachsrate, die in den
80er und 90er Jahren außerhalb der
Reichweite sowohl für den rot-grünen
wie für den schwarz-gelben Block lag.
Der Zuwachs überschritt nie 1,5% der
Stimmen. Mit einer Ausnahme: 1994 leg-
ten Rot-Grün 6,4% zu – nachdem sie
1990, im Vereinigungsjahr, zusammen
8,0% verloren hatten. 1994 gewannen
sie also einen Teil des verlorenen Ter-
rains zurück, mehr nicht. Berücksichtigt
man die Sondersituation und Wechsel-
wirkung von 1990 und 1994, behält die
allgemeine Einschätzung Plausibilität,
es sei nicht die Zeit für Erdrutschsiege.

Ihr Interesse an sich selbst mag die
SPD im paradoxen Szenario auch mit ei-
ner Polarisierungsstrategie realisieren.
Für die am Machtwechsel Interessierten
wäre dies ein Zeichen der Schwäche,
unter der die gesamte Opposition und
die Bürger zu leiden hätten, die schon
lange auf ein Leben nach Kohl warten.

Joachim Raschke

Arbeitslose 
in Bewegung 
Französische Anstöße

Wer hätte damit gerechnet, daß sich die
am 11. Dezember begonnene Besetzung
einer Zweigstelle der Arbeitslosenversi-
cherung in Marseille zu einer landeswei-
ten Protestbewegung entwickeln könn-
te? Regierung, Gewerkschaften, Sozial-
wissenschaftler und nicht zuletzt die In-
itiatoren des Protests selbst waren eini-

1 Während der Abschlußdemonstration war von
einer französischen Forschergruppe eine Umfra-
ge durchgeführt worden, die unter anderem die
Zusammensetzung der Demonstranten zum Ge-
genstand hatte, vgl. Olivier Fillieule, Stratégies
de la rue. Les manifestations en France, Paris
1997, S.188.




